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Asyl – das ausgehöhlte
Grundrecht Z

C.8

Thema:

Migration

HINTERGRUND

1 948 / 49 beriet der Parlamentarische Rat über die
künftige Verfassung für die Bundesrepublik

Deutschland - auch über ein Grundrecht auf Asyl. Die
Mütter und Väter des Grundgesetzes hatten die poli-
tische Verfolgung während der nationalsozialisti-
schen Herrschaft und die Emigration vieler Deut-
scher noch unmittelbar vor Augen. Am Ende der
Debatten stand der Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 Grund-
gesetz: „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.“ 

Nach In-Kraft-Treten des Grundgesetzes beschäf-
tigte sich die bundesdeutsche Öffentlichkeit bis in die
70er Jahre hinein nur wenig mit dem Thema Asyl. In
den 50er und 60er Jahren waren es überwiegend
Menschen aus Osteuropa, die in der Bundesrepublik
Schutz vor politischer Verfolgung suchten, die Zahl
der Anträge überschritt kaum einmal die Marke von
5 000. 

Angeblicher „Missbrauch des Asylrechts“

Seit Anfang der 70er Jahre beantragten mehr Men-
schen aus Asien und Afrika politisches Asyl, und es
tauchten erstmals Probleme bei der Unterbringung
der Flüchtlinge auf. Am Ende des Jahrzehnts wuchs
die Zahl der Asylsuchenden deutlich an, von 33 136
im Jahr 1978 auf 107 818 im Jahr 1980. Damit kamen
auch die ersten Bestrebungen zur Beschränkung des
Asylrechts auf: 1977 erließ das Bundesinnenministe-
rium neue, restriktivere Verwaltungsvorschriften
zum Ausländergesetz. Zur gleichen Zeit fanden ei-
nige Begriffe Eingang in die politische Debatte, die
Zuwanderung und Asylrecht als Problem darstellen:
Bei einer Innenministerkonferenz Anfang 1978 bei-
spielsweise ging es um Maßnahmen gegen den
„Missbrauch des Asylrechts“.

Ab 1989/90: starke Zuwanderung aus Osteuropa

Nach dem gesellschaftlichen Umbruch in Osteuropa
erreichten die Asylbewerberzahlen neue Spitzen-
werte; 1989 wurden 121 318, 1992 schon 438 191 An-
träge auf Asyl gestellt. Dabei stammte nun die Mehr-
zahl der Asylsuchenden aus europäischen Ländern.
1993 waren es 72,1 % (15,6 % kamen aus Asien, 11,7 %
aus Afrika). 

Mit dem starken Anstieg der Flüchtlingszahlen
meldeten sich immer mehr PolitikerInnen zu Wort,
die die Aufnahme von Asylsuchenden als herausra-
gendes soziales Problem darstellten. Konsequenz
war die Forderung, das Grundrecht auf Asyl massiv

zu beschneiden. Zugleich kam es zu einer in der
Nachkriegsgeschichte noch nicht da gewesenen
Welle des gewalttätigen Rassismus, als deren Höhe-
punkte die Pogrome von Hoyerswerda, Rostock-
Lichtenhagen, Mölln und Solingen in Erinnerung ge-
blieben sind. In der politischen Diskussion wurde die
gestiegene Zahl der Asylsuchenden als Ursache des
Rassismus hingestellt, die Flüchtlinge zu Sünden-
böcken gemacht. 

Mit dem Zusammenbruch der „realsozialisti-
schen“ Systeme in Osteuropa gab es keinen politi-
schen Gegner mehr, der durch die Aufnahme von
Flüchtlingen hätte diskreditiert werden können.
Damit ging das Interesse am Erhalt des Asylrechts zu-
rück. In der Folge wurden Auslegung und praktische
Handhabung des Asylrechts immer restriktiver. In
der Rechtsanwendung bildete sich die Meinung her-
aus, dass nur im engen Sinne politische Gründe einen
Anspruch auf Asyl rechtfertigen. Lebensbedrohliche
Umstände wie Hungersnöte, Kriege und Bürger-
kriege zählen nicht dazu, deren politische Ursachen
spielen keine Rolle.

Auch dann, wenn die politische Verfolgung nicht
vom Staat ausgeht, wird das Recht auf Asyl versagt.
Zum Beispiel im Fall des algerischen Menschenrecht-
lers B.: Bevor er 1994 nach Deutschland kam, war
seine Wohnung mit einem Molotow-Cocktail bewor-
fen worden und in Flammen aufgegangen. Zusam-
men mit seiner Frau war er auf der Straße von Fun-
damentalisten bedroht worden, sein Name auf einer
öffentlich verbreiteten „Todesliste“ religiöser Fanati-
ker erschienen. Sein Asylantrag wurde als „offen-
sichtlich unbegründet“ abgelehnt.

Die enge Auslegung des Begriffs der politischen
Verfolgung trifft Frauen in besonderer Weise - sexisti-
sche Verfolgung und sexuelle Gewalt werden meist
als nicht politisch gewertet. Eine Marktfrau aus Zaire
etwa wurde bei einer Demonstration von Soldaten
festgenommen und anschließend von deren vorge-
setztem Offizier mit vorgehaltener Waffe vergewal-
tigt. Das Bundesamt für die Anerkennung ausländi-
scher Flüchtlinge lehnte ihren Asylantrag ab.

Abschottung gegen Flüchtlinge: 
Artikel 16a Grundgesetz

Vorläufiger Höhepunkt der zahlreichen Bestrebun-
gen, den Anspruch auf Asyl zu beschneiden, die Ein-
reise von Asylsuchenden zu verhindern oder auch
das Asylverfahren zeitlich zu begrenzen, war die Än-
derung des Grundgesetzes (GG) im Mai 1993. Mit
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diesem Eingriff in die Verfassung wird ein großer Teil
der Asylsuchenden vom Asylverfahren ausgeschlos-
sen. Viele Flüchtlinge werden von vornherein daran
gehindert, nach Deutschland zu kommen und einen
Asylantrag zu stellen. In einem neuen Artikel 16 a ist
zwar weiterhin der Grundsatz „Politisch Verfolgte
genießen Asylrecht“ festgehalten, danach folgen je-
doch massive Einschränkungen: So dürfen Flücht-
linge, die aus einem „sicheren“ Drittstaat einreisen,
sich nicht auf diesen Grundsatz berufen. Dabei wer-
den sämtliche Nachbarstaaten der Bundesrepublik
zu sicheren Drittstaaten erklärt und damit alle auf
dem Landweg einreisenden Flüchtlinge vom Asyl-
grundrecht abgeschnitten; die deutschen Behörden
weisen sie bereits an der Grenze ab. Die Konstruktion
der „sicheren“ Drittstaaten wirkt wie eine Mauer, mit
der Deutschland sich gegen Flüchtlinge abschottet.
Wer auf dem Luftweg aus einem „sicheren“ Her-
kunftsstaat ankommt, wird für die Dauer des ver-
kürzten Verfahrens auf dem Flughafen unterge-
bracht.

Die Einschränkungen des Grundrechts auf Asyl in
Artikel 16 a GG ließ die Zahl der AsylbewerberInnen
erneut sinken. 1993 (das neue Recht trat Mitte des
Jahres in Kraft) lag sie bei 322 599, seitdem sinken die
Anträge bis auf 71 127 im Jahr 2002. Dabei ist die Zahl
der Menschen auf der Flucht seit 1993 keineswegs zu-
rückgegangen – Deutschland hat sich lediglich seiner
Mitverantwortung für die Aufnahme der Flüchtlinge
entzogen: Durch Artikel 16 a und begleitende gesetz-
liche Regelungen ist dafür gesorgt, dass Hunderttau-
sende, die in Deutschland einen Asylantrag stellen
wollen, vom deutschen
Staatsgebiet ferngehal-
ten werden. Die An-
gleichung der Flücht-
lingspolitik in der EU
(u. a. über das Schenge-
ner Abkommen) sorgt
dafür, dass nicht nur 
die Bundesrepublik ihre
Grenzen für Asylsu-
chende dicht macht: Es
ist eine „Festung Eu-
ropa“ geschaffen wor-
den.

Dabei erreichen nur
wenige  Flüchtlinge Eu-
ropa: In den 90er Jahren,
so wird geschätzt, waren
weltweit rund 50 Millio-
nen Menschen auf der
Flucht, nur etwa 700 000
davon suchten im Jahr
1992 in Westeuropa Asyl.
1995 – nach Durchset-
zung der weitreichenden
Abschottungspolitik -
waren es weniger als
300 000.

Einigen droht durch
die Drittstaatenregelung
Gefahr für Leib und
Leben, wenn sie im
Laufe einer Kettenab-
schiebung in ihr Her-

kunftsland zurückgeschickt werden. Denn die auf
der Flucht durchquerten „sicheren“ Drittstaaten
wenden vielfach ihrerseits eine Drittstaatenregelung
an und schieben Flüchtlinge in Länder ab, in denen
sie wiederum vor einer Abschiebung in das Verfol-
gerland nicht sicher sind.

Wo Flüchtlinge nun schutzlos gestellt sind, kön-
nen sie oft nur durch zivilen Ungehorsam vor weite-
rer politischer Verfolgung geschützt werden – etwa
durch die Aufnahme ins Kirchenasyl. 

Unzumutbare Lebensbedingungen für Flüchtlinge

Gleichzeitig müssen Flüchtlinge, denen es gelungen
ist, zumindest vorläufig legale Zuflucht in Deutsch-
land zu erhalten, unter menschenunwürdigen Bedin-
gungen leben: Das 1993 verabschiedete Asylbewer-
berleistungsgesetz gesteht ihnen nur 80 % des
Sozialhilfesatzes zu, den deutsche Leistungsempfän-
gerInnen beziehen. Außerdem dürfen Asylsuchende
erst nach einem Jahr arbeiten und erhalten nur dann
eine Arbeitserlaubnis, wenn der Arbeitsplatz nicht an
bevorrechtete Personen vergeben werden kann.
Schließlich sind die meisten Asylsuchenden gezwun-
gen, in Gemeinschaftsunterkünften zu leben. Dort
herrschen aber oftmals unzumutbare Verhältnisse –
wie zum Beispiel im Flüchtlingsheim Jena-Forst. 
AP arbeitspapier – Euer Recht, das Schicksal der
Asylbewerber unter euch zu kennen. seite 335


